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Borkum demonstriert: 2000 Stimmen
gegen Erdgasförderung in der Nordsee
Rund 2000 Menschen demonstrierten auf Borkum gegen

Erdgasbohrungen. Klimaaktivisten fordern Schutz für
Umwelt und Konsens im Koalitionsvertrag.

Borkum – Aktivismus für das Klima auf der Nordseeinsel

Am Samstag wurde Borkum zum Schauplatz einer regnerischen,
aber leidenschaftlichen Demonstration, bei der rund 2000
Menschen für den Klimaschutz und gegen die geplanten
Erdgasbohrungen vor der Insel eintraten. Die Veranstalter von
„Fridays for Future“ hatten ursprünglich mit wesentlich weniger
Teilnehmern gerechnet, was die Kraft und das Engagement der
Protestierenden unterstreicht.

Solidarität in der Bewegung

Unter den Demonstrierenden fanden sich auch Mitglieder der
Deutschen Umwelthilfe, Greenpeace sowie verschiedene
Bürgerinitiativen. Eine herausragende Stimme war
Klimaaktivistin Luisa Neubauer, die den Plan der
Erdgasförderung vehement kritisierte. Sie stellte klar: Die
Entscheidung, ob man die Interessen eines internationalen
Gaskonzerns oder die der lokal Betroffenen und des
Klimaschutzes unterstützt, sei von entscheidender Bedeutung.

Hintergrund der Proteste

Die Kontroverse dreht sich um das niederländische
Unternehmen „One-Dyas“, das plant, Erdgas aus einem Feld vor



den Wattenmeerinseln Borkum und Schiermonnikoog zu fördern.
Die erste Förderung könnte bereits Ende dieses Jahres beginnen,
was die Ernsthaftigkeit der Situation verdeutlicht. Anvisiert wird
der Bau einer Förderplattform, die sich etwa 23 Kilometer
nordwestlich von Borkum befinden soll.

Rechtliche Hürden und politische Bedenken

Ob die Bohrungen überhaupt realisiert werden können, ist
allerdings noch ungewiss. Hierfür sind Genehmigungen sowohl
aus Deutschland als auch aus den Niederlanden notwendig, und
es wird ein spezifisches Abkommen zwischen den beiden
Ländern benötigt. Die Bundesregierung ist gefordert, eine
Entscheidung zu treffen. Der Ampel-Koalitionsvertrag von 2021
legt fest, dass keine neuen Genehmigungen für Öl- und
Gasbohrungen in den deutschen Nord- und Ostsee ausgestellt
werden sollen, was zusätzlichen Druck auf die Verantwortlichen
ausübt.

Ein eindeutiges Signal für den Klimaschutz

Die Deutsche Umwelthilfe hat bereits angekündigt, im Falle
einer Genehmigung rechtliche Schritte einzuleiten. Dies zeigt,
wie ernst die Situation genommen wird. Damit wird nicht nur der
Klimaschutz gefördert, sondern auch der Raum für öffentliche
Diskussionen über die Zukunft der Energieversorgung in
Deutschland eröffnet. Die Demonstration auf Borkum könnte
somit wegweisend für zukünftige Entscheidungen im Bereich der
Klima- und Energiepolitik sein.

Insgesamt verdeutlichen diese Ereignisse, wie wichtig es ist, den
Dialog zwischen wirtschaftlichen Interessen und den
Bedürfnissen der Umwelt zu fördern. Die Unterstützung der
Bevölkerung für nachhaltige Praktiken sollte nicht unterschätzt
werden, insbesondere angesichts globaler Klimaziele.
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